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I 0215/2016 (DDI) 
Interpellation fraktionsübergreifend: Projekt start.INTEGRATION (14.12.2016)  

 
Das Projekt start.INTEGRATION sieht vor, dass Erstinformationsgespräche von neu aus dem 
Ausland Zuziehenden ab 2017 nicht mehr vom ASO, sondern von den Gemeinden mit ei-
ner/einem Integrationsbeauftragten durchgeführt werden. Um erste Erfahrungen zu sam-
meln und die Abläufe usw. möglichst praxisnah umzusetzen, wurden Pilotgemeinden einge-
richtet. Leider wurden nach einem Workshop der Pilotgemeinden Ende Juni 2016 in Zusam-
menarbeit mit dem ASO und der Beratungs-Firma Schiess, der entsprechende Evaluationsbe-
richt sowie die aus dem Workshop gewonnen Erkenntnisse aus den Rückmeldungen der Pi-
lotgemeinden bis heute kaum kommuniziert und kaum mit den Pilotgemeinden besprochen. 
Bei diesen Gemeinden stellen sich noch viele Fragen bezüglich Umsetzung, Abläufe und Fi-
nanzierung. Wir bitten Sie höflich, die untenstehenden Fragen zu beantworten. 
1. Erfahrungsgemäss steht fest, dass die Umsetzung des Projekts start.INTEGRATION nicht 

immer in bestehende Strukturen der Gemeinden integriert werden kann und so Pensen-
erhöhungen oder Neuanstellungen erfordert. Wie beteiligt sich der Kanton an diesen Zu-
satzkosten für die Gemeinden und wie unterstützt der Kanton die Zusammenarbeit unter 
kleinen Gemeinden? 

2. Wie gestalten sich die Abläufe, wenn sich Gemeinden zusammenschliessen? Gibt es ein 
Zusammenarbeits-Konzept? Ist ein Integrationsbeauftragte oder ein Integrationsbeauf-
tragter für jede einzelne Gemeinde zwingend?  

3. Welche Erfahrungswerte der Pilotgemeinden wurden aufgrund der Zwischenberichte und 
anlässlich des Workshops vom 28. Juni 2016 ausgewertet/übernommen/umgesetzt?  

4. Die Pilotgemeinde Balsthal teilte mehrfach mit, dass die Integrationsmassnahmen in ei-
nem sinnvollen Kosten-/Nutzenverhältnis zu halten sind und diese nicht unnötig zu ver-
bürokratisieren seien, wie dies mit dem Projekt start.INTEGRATION zu befürchten ist. Sind 
Massnahmen/Anpassungen in diese Richtung vorgesehen oder umgesetzt worden? Wenn 
ja, welche? 

5. Kann sich der Kanton vorstellen, zur Vermeidung von Doppelspurigkeiten auf Erstinfor-
mationsgespräche im Asylbereich zu verzichten? 

6. Das Dossier, welches an Neuzuzüger aus dem Ausland abgegeben wird, ist sehr umfang-
reich - zu umfangreich. Sind diesbezüglich Kürzungen und Optimierungen vorgesehen? 
Wenn ja, welche? 

7. Ein Grossteil der Flyer/Leitfäden sind nicht in die häufig gebrauchten Sprachen übersetzt 
(Portugiesisch, Farsi, Tigrinya etc.). Wann erhalten die Gemeinden die vollumfänglichen 
Übersetzungen in allen gängigen Sprachen? 

8. Der Kanton erhält finanzielle Beiträge vom Bund in den Integrationskredit. An wen ge-
hen diese Beiträge des Bundes, in welchem Verhältnis und in welcher Höhe? 

9. In welchem Auftragsverhältnis zum Kanton steht die Firma Schiess und was kostet dieses 
Mandat betreffend Projekt start.INTEGRATION? 

10. Bei der Fachstelle Integration beim Amt für Soziale Sicherheit arbeiten verschiedene Fa-
chexpertinnen sowie Fach- und Sachmitarbeiterinnen. Sieht der Kanton vor, nach Einfüh-
rung des Projekts start.INTEGRATION (auf Stufe Gemeinde) die Fachstelle Integration zu 
verkleinern, die Plattform „so-freiwillig engagiert“ aufzuheben und die Fachstelle „Pro-
jekte und Innovation“ zu hinterfragen oder allenfalls in die Fachstelle „Integration“ zu 
integrieren?  



11. Entspricht die kantonale Planung der Deutschkurse ab Januar 2017 in Bezug auf Kursan-
gebote, Räumlichkeiten, Anzahl Lehrpersonen und Anzahl Plätze in der Kinderbetreuung 
dem effektiven Bedarf? Gibt es Unterschiede zwischen Olten und Solothurn bezüglich 
Auslastung? 

12. Es wird immer wieder dargelegt, Migranten und Migrantinnen, welche sich nicht an die 
Vorgaben halten, könnten sanktioniert werden. Der Bund ist jedoch erst am Erarbeiten 
von durchsetzbaren gesetzlichen Grundlagen (Integrationsgesetz). Danach muss der Kan-
ton noch eine Verordnung dazu erarbeiten. Wann ist schätzungsweise mit dem Vorliegen 
dieser gesetzlichen Grundlagen zu rechnen, damit die Gemeinden auch tatsächlich han-
deln können? Gibt es Zwischenlösungen, damit die Gemeindeverantwortlichen gegen-
über den Migranten/Migrantinnen nicht Sachen verlangen müssen, welche letztlich man-
gels gesetzlicher Grundlagen nicht durchsetzbar sind?  

 
Begründung 14.12.2016: Im Vorstosstext enthalten. 
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